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Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 

der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange

Aufstellungsbeschluss

(SIEGEL)

  Öffentliche Auslegung
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Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 06.06.2013 die Aufstellung des

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2

Abs. 1 BauGB am 21.11.2013 ortsüblich bekanntgemacht worden.

Die Öffentlichkeit ist vom 29.11.2013 bis einschl. 13.12.2013 frühzeitig und öffentlich über die

Planung gem. § 3 Abs. 1 BauGB unterrichtet worden.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 21.11.2013 über

die Planung gem. § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet worden und zu einer Stellungnahme  aufgefordert

worden.

Der Rat der Gemeinde hat den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach Prüfung der

Stellungnahmen gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 18.12.2017 als

Satzung (§10 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Die Erteilung der Genehmigung / der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10  Abs. 3

BauGB am                         im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am             in Kraft getreten.

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 17.02.2014 dem  Entwurf des

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 20.02.2014 ortsüblich bekannt  gemacht.

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen,

bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom 07.03.2014 bis einschl.

07.04.2014 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstiger

Träger öffentlicher Belange gem § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden.

Marie-Curie-Str.4a

Tel.

INGENIEURPLANUNGGmbH & Co.KG

49134 Wallenhorst

05407/880-0 Fax05407/880-88
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

§ 1 Vorhaben- und Erschließungsplan

Unter entsprechender Anwendung des § 12 (3a) BauGB gilt, dass im Rahmen der in der Planzeichnung

auf Grundlage der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzten Nutzung nur die Vorhaben zulässig

sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag gem. den Darstellungen

des Vorhaben- und Erschließungsplanes verpflichtet. Änderungen und Ergänzungen des

Durchführungsvertrages sind zulässig.

Bestandteil dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist der Vorhaben- und Erschließungsplan des

Vorhabenträgers: Frau Irmgard Weber, Burlager Ort 64, 49597 Rieste, erstellt durch das Büro IPW

INGENIEURPLANUNG GmbH & Co.KG, bestehend aus folgenden Unterlagen:

1. Lageplan i.M.1:500 mit Darstellung der Lage der geplanten baulichen Anlagen einschließlich der

Außenanlagen, Stellflächen und Erschließungsanlagen sowie Grünflächen

2. Nutzungs- und Baubeschreibung sowie Angaben über die Erschließung einschließlich der

Darstellung/Beschreibung der geplanten Außenanlagen einschließlich geplanter Einstellplätze sowie

Angaben über die Einfriedung der Grundstücke

3. Schalltechnische Beurteilung (erstellt durch das Büro IPW INGENIEURPLANUNG GmbH & Co.KG)

4. Umweltbericht mit integriertem Landschaftsökologischen Fachbeitrag (u.a. auch

Eingriffsbilanzierung) als eigenständiger Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan einschl.

der Liste der Bepflanzung und Artenschutzbeitrag (erstellt durch das Büro IPW

INGENIEURPLANUNG GmbH & Co.KG)

Das Vorhaben ist entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie nach Maßgabe der

Festsetzungen dieses Bebauungsplanes und der im Durchführungsvertrag getroffenen Regelungen

durchzuführen. Der vor dem Satzungsbeschluss zwischen der Gemeinde und dem o.a. Vorhabenträger

abgeschlossene Durchführungsvertrag ist Grundlage des Satzungsbeschlusses (gem. § 12 BauGB).

§ 2 Sondergebiet Freizeitanlage (gem. § 11 Abs. 2 BauNVO)

a)

Innerhalb des „Sondergebietes Freizeitanlage“ sind folgende Gebäude, sonstige bauliche Anlagen und

multifunktionale Nutzungen zulässig, die der Ausübung des Spielens und der Freizeitgestaltung für Kinder

dienen:

- Gastronomische Betriebe, die ausschließlich für Besucher der Freizeitanlage betrieben werden

- Spielgeräte und -anlagen (wie z.B. Sprungkissen, Kletterturm, Drehkarussel, Wasserrutschbahn,

Buddelecke, Ballspielfelder, Rutschenturm, nicht motorbetriebene Spielgeräte) - max. Höhe: 8,50m

(Oberkante höchster Punkt, max. zulässige Höhe Plattform 6,00 m über Gelände). Das Podest muss

nach Süden Richtung Gebäude Burlager Ort 205 geschlossen = eingehaust sein.

- Verschiedene Parcours, z.B. für Kettcars (ausschließlich Tretautos, keine motorisierten Fahrzeuge)

inklusive der erforderlichen Bodenmodellierungen

- Anlagen für Kleintierhaltung, wie Streichelwiese, Außen- und Innengehege

- Irrgarten als Heckenlabyrinth mit Brückenanlage

- Sitzbänke, Wege in wassergebundener Bauweise, Picknickplätze, sowie die zugehörige Bepflanzung

- Zweckgebundene Nebenanlagen (wie z.B. Werkstatt, sanitäre Anlagen)

b)

Innerhalb der Teilfläche 1 ist die Errichtung einer (Unterstell)-Halle zu Ausstellungszwecken, zum Spielen

und zum Aufenthalt mit einer gastronomischen Einrichtung zulässig. Die maximale Grundfläche darf 500

m² betragen.

c)

Innerhalb der Teilfläche 2 ist die Errichtung einer Werkstatt zulässig. Die maximale Grundfläche darf 50 m²

betragen.

d)

Innerhalb der Teilfläche 3 ist die Errichtung von Stallungen für Kleintiere mit Außen- und Innengehegen

zulässig. Die maximale Grundfläche darf 150 m² betragen.

e)

Innerhalb der Teilfläche 4 ist die Errichtung eines Gewächshauses zulässig. Die maximale Grundfläche

darf 150 m² betragen.

f)

Innerhalb der Teilfläche 5 ist die Errichtung von einem Kiosk, gastronomischen Betrieben, sanitären

Anlagen und einem Kassenhaus zulässig. Die maximale Grundfläche darf 150 m² betragen.

§ 3 Gebäudehöhen (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO)

Die festgesetzte Firsthöhe definiert sich als das Maß zwischen dem festgesetzten Bezugs-Höhenpunkt und

der Oberkante der Dachhaut (Flachdach) bzw. dem Schnittpunkt der Sparrenoberkanten im First

(Satteldach).

Die entsprechenden max. zulässigen Gebäudehöhen lt. Eintrag in der Planzeichnung beziehen sich auf

die Oberkante befestigter Fläche des Betriebsgeländes. Der Bezugs-Höhenpunkt ist festzustellen im

Gebäudemittelpunkt.

§ 4 Zweckgebundene Nebenanlagen

Gebäude, die kleiner als 20 m² Grundfläche umfassen, können als zweckgebundene Nebenanlagen im

Sinne des § 14 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen errichtet werden.

§ 5 Offene Wasserführung / Geh-, Fahr und Leitungsrecht

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht belasteten Flächen sind zugunsten des Unterhaltungsverbandes

bzw. Dritter als Zuwegung von Grundstücken und der Unterhaltung von Gräben (Räumstreifen)

festgesetzt. Sie dürfen nicht überbaut werden und sind von Nebenanlagen freizuhalten.

§ 6 Natur und Landschaft

a)  Flächen mit Pflanzbindung (gem. § 9 (1) Nr. 25 a BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Pflanzbindung sind nach Maßgabe der Pflanzenliste

(Siehe Textliche Festsetzung § 6 c) zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

b) Erhalt von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 (1) Nr. 25 b)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Erhalt von Pflanzbindung sind durch fachgerechte

Pflege dauerhaft zu erhalten. Bei Abgängen sind Ersatzanpflanzungen an Ort und Stelle vorzunehmen.

c) Flächen zum Erhalt und zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (gem. § 9 (1) 25 a und b)

Die innerhalb des Plangebietes festgesetzten Flächen mit Pflanzbindungen sind mit Pflanzen gem. der

Pflanzenauswahlliste zu bepflanzen; die Pflanzung muss flächig erfolgen.

Alle Gehölzbestände innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen mit Bindungen für die

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind durch fachgerechte Pflege auf

Dauer zu sichern bzw. bei Abgängen sind Ersatzanpflanzungen an Ort und Stelle vorzunehmen.

Standortgerechte, heimische Gehölze für die Flächen mit Pflanzbindung (Auswahlliste):

Baumarten:

Feld-Ahorn  Acer campestre

Hainbuche  Carpinus betulus

Eingriffliger Weißdorn  Crataegus monogyna

Esche  Fraxinus excelsior

Holz-Apfel  Malus sylvestris

Zitter-Pappel  Populus tremula

Vogel-Kirsche  Prunus avium

Stiel-Eiche  Quercus robur

Eberesche  Sorbus aucuparia

Straucharten:

Kornellkirsche  Cornus mas

Hartriegel  Cornus sanguinea

Hasel  Corylus avellana

Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus

Faulbaum  Frangula alnus

Heckenkirsche  Lonicera xylosteum

Schlehe  Prunus spinosa

Hunds-Rose  Rosa canina

Brombeere  Rubus fruticosus

Holunder  Sambucus nigra

Sal-Weide  Salix caprea

Ohr-Weide  Salix aurita

Grau-Weide  Salix cinerea

Gemeiner Schneeball  Viburnum opulus

d) Minimierung der Flächenversiegelung, maximale Grundflächenzahl

Gemäß § 19 84) BauNVO ist innerhalb des Plangebietes eine maximale GRZ von 0,6 - einschließlich

Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen- zulässig.

§ 7 Bodenversiegelung (gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB)

Die Stellplätze, Straßen, Wege und Plätze innerhalb des Sondergebietes sind mit  versickerungsfähigen

Belägen (Öko-Pflaster, Rasenpflaster, Schotterrasen, wassergebundene Decke) auszuführen.

Textliche Hinweise

1.  Archäologische Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a.

sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und

Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte

(hier: Überreste oder Spuren -- z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder

pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden,

sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen

der Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land,

Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen

sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu

lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die

Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

2.  Landwirtschaftliche Immissionen

Im Rahmen der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen

sind Geräusch-, Staub- und Geruchsimmissionen möglich. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.

3.  Artenschutz

Zur Vermeidung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG muss die Baufeldräumung (erste

Inanspruchnahme der Ackerflächen, Gehölzrodungen) außerhalb der Brutzeit erfolgen. Andernfalls ist

direkt vor Inanspruchnahme der Flächen durch einen Fachkundigen nachzuweisen, dass keine

Brutvorkommen europäischer Vogelarten vorliegen.

4.  Externe Kompensation

Bei der Gegenüberstellung von Eingriffsflächenwert und geplantem Flächenwert zeigt sich, dass im

Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein rechnerisches Kompensationsdefizit von 3.774 Werteinheiten

besteht. Geeignete Flächen für externe Kompensationsmaßnahmen für den Bebauungsplan Nr. 39 stehen

auf Ersatzflächen im Kompensationsflächenpool Hof Wittefeld zur Verfügung. Der Vorhabenträger wird

durch die Zahlung eines einmaligen Geldbetrages das ökologische Defizit ausgleichen. Durch den

Nachweis von 3.774 Werteinheiten aus dem Kompensationsflächenpool kann das Defizit des vorliegenden

Bebauungsplanes vollständig kompensiert werden.

5.  Öffnungszeiten

Die (Regel)- Öffnungszeiten von 09.00 Uhr bis 20.00 Uhr sind einzuhalten. Dieses wird in die

Baugenehmigung aufgenommen.

Übersichtskarte M. 1:20.000

Lagebezug: ETRS89 UTM 32N

Planzeichenerklärung

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne 

Höhenlinien mit Höhenangaben über HN

Flurgrenze 

1. Art der baulichen Nutzung 

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

verwiesen

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

55

12

3

20

Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Stand vom 19.03.2013). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen

geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Osnabrück, den 14.05.2018

Geschäftsnachweis: L4-388/2013

Landesamt für Geoinformation

und Landentwicklung Niedersachsen

Regionaldirektion Osnabrück.

- Katasteramt Osnabrück -                          (Dienstsiegel)          .............................................

Vermessungsdirektorin

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte   Gemarkung Rieste, Flur 17

Maßstab: 1:1000

  Quelle: Auszug aus dem Geobasisdaten der Niedersächsichen 

  Vermessungs- und Katasterverwaltung © Mai 2013

Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen

Regionaldirektion Osnabrück.

VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 39

GEMEINDE RIESTE

"SO-Gebiet Freizeitanlage-Irrgarten u.a."

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des 

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung  

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

(gem. §1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen 

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 

Gemeinschaftsanlagen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB)

von Bäumen Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

Bepflanzungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Zweckbestimmung:

Stellplätze

(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)

  St

GRZ 

Zahl der Vollgeschosse (Höchstmaß)

2. Maß der baulichen Nutzung

Sondergebiet gem. § 11 BauNVO; Freizeitanlage i.V.m. §§ 1 und 2 der textl. Festsetzungen

o

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. § 16 BauNVO)

überbaubarer Bereich

nicht überbaubarer Bereich

Baugrenze

I, II usw.

15. Sonstige Planzeichen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO

offene Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 u. § 23 BauNVO

SO

Gemäß Planzeichenverordnung 1990 v. 18. Dez. 1990 (BGBl. I, S. 58) zuletzt geändert durch Gesetz v. 22.07.2011 (BGBI.

I, S 132) und der Baunutzungsverordnung i. d. F. der Bekanntmachung v. 23.01.1990, zuletzt geändert durch das Gesetz

v. 11.06.2013 (BGBI. I, S. 1548).

BEBAUUNGSPLAN NR. 39

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans sind Verletzungen  von

Verfahrens- und Formschriften gem. § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche  Verletzungen unter

Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das  Verhältnis des

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel des

Abwägungsvorganges gem. § 214 Abs. 2, 2a und 3 BauGB nicht geltend gemacht worden.

Entsprechende Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Abgrenzung unterschiedlicher Teilflächen i.V.m. § 2 der Textlichen Festsetzungen

6. Verkehrsflächen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Ein- und Ausfahrtbereich

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

8. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

unterirdisch

Zweite erneute öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 14.06.2017 dem geänderten

Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die zweite erneute öffentliche

Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am 29.08.2017 ortsüblich

bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden

umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom 13.09.2017 bis einschl. 13.10.2017 gemäß § 3 Abs. 2

BauGB öffentlich ausgelegen.

Gleichzeitig sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut

eingeholt worden.

Rieste, den         Der Bürgermeister

..............................................

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414)

in der aktuell gültigen Fassung und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) in der aktuell

gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Rieste diesen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.

39 "SO-Gebiet Freizeitanlage-Irrgarten u.a.", bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen

Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Rieste, den Der Bürgermeister

..................................

Erneute öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 07.09.2015 dem  geänderten

Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung

gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung wurden am 03.03.2016 ortsüblich

bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden

umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom 18.03.2016 bis einschl. 18.04.2016 gemäß § 3 Abs. 2

BauGB öffentlich ausgelegen.

Gleichzeitig sind die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut

eingeholt worden.

Rieste, den         Der Bürgermeister

..............................................
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gez. J. Eversmann

gez. D. Eckert


